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Bell, Andreas (StMB)

Von: Referat-27 (StMB)
Gesendet: Dienstag, 7. Juli 2026 10:47
An: Bell, Andreas (StMB)
Betreff: WG: Gesetz zur Änderung der Bayerischen Bauordnung 

 

Von: Dr. Joachim Reddemann <Joachim.reddemann@jagd-bayern.de>  
Gesendet: Dienstag, 7. Juli 2026 10:23 
An: Referat-27 (StMB) <Referat-27@stmb.bayern.de> 
Betreff: Gesetz zur Änderung der Bayerischen Bauordnung  
 
Bayerische Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr 
Herrn Baudirektor Andreas Bell  
Franz-Josef-Strauß-Ring 4 
80539 München 
 
 
Gesetz zur Änderung der Bayerischen Bauordnung 
 
 
Sehr geehrter Herr Baudirektor Bell, 
 
im Namen des Präsidiums des Landesjagdverbandes Bayern - Bayerischer Jagdverband e. 
V. (BJV) danke ich sehr herzlich für Ihr Schreiben vom  12.6.26  und die Möglichkeit einer 
Stellungnahme.  
Der Landesjagdverband Bayern – Bayerischer Jagdverband e. V. ist im Lobbyregister des 
Bayerischen Landtags und der Bayerischen Staatsregierung mit der Registriernummer 
DEBYLT023D eingetragen und nimmt als anerkannte Vereinigung der Jäger in Bayern zum 
Gesetz zur Änderung der Bayerischen Bauordnung Stellung. 
Die Stellungnahme entnehmen Sie der Anlage. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Dr. Joachim Reddemann 
 
Anlage: 
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Stellungnahme des Landesjagdverbandes Bayern – Bayerischer 
Jagdverband e. V. zum Gesetz zur Änderung der Bayerischen 
Bauordnung 
 

Der Schwerpunkt des Gesetzentwurfs liegt ja auf einem neuen Abschnitt „Umbau“. 
Dieser soll die bereits bestehenden Erleichterungen für Umwandlungen zu Wohnraum 
und für Aufstockungen bündeln, vereinfachen und nun auch den Umbau innerhalb 
bestehender Gebäude ausdrücklich einbeziehen. Hintergrund ist, dass bislang bei 
Bestandsgebäuden häufig Abweichungsanträge nötig waren, wenn alte Bausubstanz 
heutigen Anforderungen nicht vollständig entsprach. Genau diese bürokratischen Hürden 
sollen künftig vielfach entfallen. Bei typischen Umbauvorhaben sollen bestehende 
Bauteile in vielen Fällen erhalten bleiben können; neue Bauteile sollen nicht automatisch 
strengeren Anforderungen unterliegen als der bisherige Bestand. Die Erleichterungen 
betreffen insbesondere Brandschutz, Schall- und Wärmeschutz sowie Raumhöhen. 
Zusätzlich wird klargestellt, dass für Umbauvorhaben zur Schaffung von Wohnraum unter 
den neuen Voraussetzungen keine Stellplatzpflicht bestehen soll. Für die Praxis ist das ein 
deutlicher Paradigmenwechsel: weg von der Einzelfallabweichung, hin zu gesetzlich 
vorgegebenen, typisierten Erleichterungen für den Bestand. Begünstigt werden damit 
etwa der Umbau von Büroflächen zu Wohnungen, die bessere Nutzbarmachung von 
Altbauten oder die Schaffung zusätzlicher Wohnungen in bestehenden Wohngebäuden. 
Daneben enthält auch weitere, allgemein geltende Erleichterungen im Brandschutz für 
Neubauten, sowie Änderungen zur Sonderbaugrenze für Windkraftanlagen und im 
Verfahrensrecht im Zusammenhang mit der Föderalen Modernisierungsagenda.  

Die BayBO ist bereits in den Jahren 2025 und 2026 mehrfach modernisiert worden. Der 
neue Entwurf setzt diese Linie nun deutlich fort und vertieft sie vor allem für den 
Gebäudebestand. 

Der Ansatz des Gesetzentwurfs, die Schaffung von Wohnraum stärker über Umbau, 
Ausbau, Umnutzung und Aufstockung im Bestand zu ermöglichen, verdient ausdrücklich 
Unterstützung. Dass der Entwurf ausdrücklich auf die Vermeidung von 
Flächenversiegelung, die Nutzung vorhandener Infrastruktur und den Erhalt gebundener 
„grauer Energie“ abstellt, ist ausdrücklich zu begrüßen. 

Aus Sicht des Bayerischen Jagdverbandes und unter Berücksichtigung der berechtigten 
Belange des Tier-, Arten-, Umwelt- und Naturschutzes ist es grundsätzlich richtig, 
vorhandene Bausubstanz besser zu nutzen, zusätzliche Flächeninanspruchnahmen zu 
vermeiden und die weitere Zerschneidung von Lebensräumen möglichst zu begrenzen.  

 

Gerade weil der Entwurf in zentralen Punkten sinnvoll ansetzt, kommt es aus der Sicht 
des Landesjagdverbandes Bayern entscheidend darauf an, ihn so auszugestalten, dass 
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Beschleunigung nicht auf Kosten ökologischer Rechtssicherheit erfolgt. 
Wohnraumschaffung, Energiepolitik und Deregulierung dürfen nicht zu einem Normsignal 
führen, wonach wichtige Schutzbelange der Biodiversität, des Wildtiermanagements, des 
Artenschutzes und der Landschaftsräume nachrangig zu behandeln wären. Der 
Gesetzentwurf sollte deshalb nicht gebremst, sondern präzisiert werden: Wer Verfahren 
beschleunigen will, muss Konflikte mit Tier- und Artenschutz frühzeitig sichtbar machen 
und rechtlich sauber einhegen, statt sie in spätere Vollzugs- oder Streitverfahren zu 
verlagern.  

 

I. Der Entwurf ist dort stark, wo er den Bestand stärkt – aber er braucht deutlich sichtbare 
ökologische Leitplanken 

Der größte fachliche Vorzug des Gesetzentwurfs liegt aus meiner Sicht im neuen 
Abschnitt „Umbau“. Wer Wohnraum überwiegend aus dem Bestand heraus entwickelt, 
vermeidet im Regelfall neue Bodeninanspruchnahme, reduziert zusätzlichen 
Erschließungsdruck und schont Freiflächen, Offenlandbereiche, Waldränder, 
strukturreiche Übergangszonen und damit auch jagdlich, wie naturschutzfachlich 
wertvolle Lebensräume. Gerade aus Sicht eines Flächenlandes wie Bayern ist dieser 
Schwerpunkt richtig.  

Umso kritischer betrachtet der Landesjagdverband Bayern allerdings, dass der Entwurf an 
zentraler Stelle mit dem neuen Art. 4 BayBO die Schaffung von Wohnraum als 
„überragendes öffentliches Interesse“ normieren will, ohne zugleich ausdrücklich 
klarzustellen, dass die Anforderungen des Natur-, Arten- und Fachrechts hiervon 
unberührt bleiben. Eine solche Klarstellung fehlt im veröffentlichten Entwurf. Gerade aus 
Sicht des Jagd-, Tier- und Naturschutzes ist dies nicht nur eine redaktionelle, sondern eine 
rechtspolitisch erhebliche Leerstelle. Denn gesetzliche Priorisierungssignale entfalten 
Wirkung im Verwaltungsvollzug, in politischen Debatten und mittelbar auch in 
Abwägungs- und Ermessenslagen.  

Es muss verhindert werden, dass in der Praxis der Eindruck entsteht, die Schaffung von 
Wohnraum habe nunmehr regelmäßig Vorrang auch gegenüber den berechtigten 
Belangen wildlebender Tierarten, gebäudebewohnender Arten, des Biotopverbunds, des 
Landschaftsbilds oder des Schutzes ruhiger Rückzugsräume. Eine solche Diktion ist nicht 
nur fachlich problematisch, sondern auch vollzugspolitisch kontraproduktiv. Denn 
ökologische Konflikte verschwinden nicht dadurch, dass man sie normativ überdeckt. Sie 
treten dann lediglich später, schärfer und rechtlich konfliktträchtiger wieder hervor. 

Der Landesjagdverband Bayern regt daher mit Nachdruck an, Art. 4 BayBO mit seiner 
Begründung ausdrücklich wie folgt zu präzisieren: „Die Schaffung von Wohnraum liegt im 
überragenden öffentlichen Interesse. Die Anforderungen des Naturschutzrechts, des 
Artenschutzrechts, des Tierschutzes sowie sonstiger öffentlich-rechtlicher Vorschriften 
bleiben unberührt.“ 
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In der Begründung sollte aus Sicht des Landesjagdverbandes Bayern ergänzt werden, dass 
die Vorschrift keinen generellen Vorrang gegenüber gesetzlich geschützten Arten, 
Lebensstätten, Biotopen, ökologisch sensiblen Freiräumen oder sonstigen Belangen des 
Umwelt- und Naturschutzes begründet.  

 

II. Umbau im Bestand ist aus Jagd-, Tier- und Naturschutzsicht richtig, aber nur mit 
geschärftem Blick auf gebäudebewohnende Arten und störungssensible Wildtiere 

Die im neuen Abschnitt VIII vorgesehenen Erleichterungen für Umbauten zur 
Wohnraumschaffung sind im Grundsatz zu begrüßen. Sie können dazu beitragen, dass 
Wohnraum ohne zusätzliche Außenentwicklung, ohne neue Siedlungsränder und ohne 
weiteren Druck auf Freiflächen entsteht. Gerade insoweit unterstützt der Entwurf einen 
Weg, der auch aus Sicht von Jagd und Naturschutz zukunftsfähig ist.  

Allerdings blendet der Entwurf bislang einen für die Praxis hochrelevanten Punkt aus: 
Bestandsgebäude sind häufig Lebensstätten geschützter Tierarten. Dachstühle, 
Fassadenspalten, Scheunen, Nebengebäude, Kirchtürme, ältere Wohngebäude, 
Gewerbebauten und landwirtschaftliche Altgebäude dienen nicht selten als Quartiere 
oder Brutplätze für Fledermäuse, Schleiereulen, Turmfalken, Mauersegler, 
Mehlschwalben, Rauchschwalben und weitere gebäudebewohnende Vogelarten. Auch 
aus Sicht des jagdlichen Arten- und Lebensraumschutzes ist dies von erheblicher 
Bedeutung. Gerade dort, wo der bauliche Bestand erhalten und weitergenutzt werden 
soll, muss zugleich sichergestellt sein, dass schutzwürdige Lebensstätten nicht 
unbeabsichtigt beseitigt, verschlossen oder entwertet werden.  

Wenn der Entwurf nun typisierte Erleichterungen bei Brandschutz, Raumanforderungen 
und sonstigen bauordnungsrechtlichen Vorgaben gewährt, ist das rechtspolitisch 
verständlich. Unvollständig bleibt er aber, solange er den Eindruck erwecken kann, 
bauordnungsrechtliche Vereinfachung genüge bereits als Gesamtantwort. Aus Sicht des 
Bayerischen Jagdverbandes und des Tier- und Artenschutzes ist deshalb ein deutlicher 
Hinweis erforderlich, dass Umbau im Bestand nur dann konfliktarm und beschleunigt 
gelingt, wenn artenschutzrechtlich relevante Vorkommen frühzeitig erkannt und 
berücksichtigt werden. 

Der Landesjagdverband Bayern regt daher mit Nachdruck an, die Begründung zu Art. 
48a/48b um folgenden Gedanken zu ergänzen: „Die bauordnungsrechtlichen 
Erleichterungen für Umbauten im Bestand lassen die Verpflichtung unberührt, bei 
Anhaltspunkten für das Vorkommen geschützter Tierarten – insbesondere 
gebäudebewohnender Vogel- und Fledermausarten – frühzeitig die artenschutzrechtliche 
Relevanz zu prüfen und erforderliche Vermeidungs-, Minderungs- oder 
Ersatzmaßnahmen rechtzeitig vorzusehen.“ Das ist kein zusätzlicher Hemmschuh, 
sondern ein Beitrag zur Verfahrensstabilität. Wer geschützte Lebensstätten erst entdeckt, 
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wenn Gerüst, Abbruch oder Ausbau bereits begonnen haben, produziert keine 
Beschleunigung, sondern Baustopp, Konflikt und Mehrkosten. 

 

III. Genehmigungsfreistellung und Genehmigungsfiktion dürfen nicht zu einer fachlichen 
Entleerung der Prüfung führen 

Besonders sensibel bewertet der Landesjagdverband Bayern die vorgesehene 
Ausweitung von Genehmigungsfreistellung und Genehmigungsfiktion. Der Entwurf sieht 
insoweit deutliche Beschleunigungsschritte vor, insbesondere für Nichtsonderbauten und 
bei Verlängerungsentscheidungen. Der Wunsch nach kürzeren Verfahren ist 
nachvollziehbar. Gleichwohl darf sich Beschleunigung nicht in einem System 
niederschlagen, in dem fachlich anspruchsvolle oder ökologisch konfliktträchtige Fragen 
aufgrund enger Fristen faktisch an den Rand gedrängt werden. Aus Sicht des Bayerischen 
Jagdverbandes ist dies ein zentraler Punkt. Viele Konflikte des Tier- und Artenschutzes 
entstehen nicht bei Großvorhaben allein, sondern gerade bei der Vielzahl kleinerer und 
mittlerer Vorhaben: bei Aufstockungen, Dachsanierungen, Umnutzungen, Neubauten in 
Siedlungsrandlagen, Nebenanlagen, Ersatzbauten, kleineren Windenergieanlagen oder 
Projekten mit Störwirkungen auf Rückzugsräume, Wechselkorridore oder Brutareale. 
Solche Konflikte benötigen keine dramatische Eingriffsintensität; oft genügt bereits eine 
ungünstige Lage, eine sensible Jahreszeit oder ein übersehener Lebensstättenbezug. 
Werden Verfahren pauschal beschleunigt, ohne die besondere Prüfbedürftigkeit solcher 
Fälle abzusichern, steigt das Risiko fachlich unzureichender Entscheidungen. Eine 
Genehmigungsfiktion darf dort nicht eingreifen, wo naturschutzrechtliche oder 
artenschutzrechtliche Prüfungen noch ausstehen oder die dafür erforderlichen 
Unterlagen nicht vollständig vorliegen.  

Der Landesjagdverband Bayern fordert daher, dass entweder gesetzlich oder zumindest 
in den Vollzugshinweisen folgender Sachverhalt baurechtlich geregelt und in der 
Begründung dargelegt wird, dass Beschleunigungsinstrumente nicht zur Verkürzung 
fachrechtlich gebotener Schutzprüfungen führen dürfen: „Die Genehmigungsfiktion greift 
nicht ein, solange naturschutzrechtlich oder artenschutzrechtlich erforderliche 
Unterlagen fehlen oder fachrechtliche Prüfungen noch nicht abgeschlossen werden 
konnten.“ 

 

IV. Windenergieanlagen bis 50 m: verfahrensrechtlich vereinfachen, aber ökologisch nicht 
bagatellisieren 

Besondere Aufmerksamkeit verdient aus der Sicht des Landesjagdverbandes Bayern die 
vorgesehene Anhebung der Sonderbaugrenze für Windenergieanlagen auf „mehr als 50 
m“. Die energie- und verfahrenspolitische Zielsetzung ist erkennbar. Gleichwohl ist aus 
Sicht des Bayerischen Jagdverbandes sowie des Arten- und Naturschutzes mit Nachdruck 
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darauf hinzuweisen, dass auch nach wissenschaftlichen Erkenntnissen kleinere 
Windenergieanlagen erhebliche Auswirkungen auf Greifvögel, Offenlandarten, 
Fledermäuse, Zugbewegungen, Jagdhabitate und das Verhalten störungssensiblen Wildes 
entfalten können. Die ökologische Relevanz bemisst sich nicht allein nach der Höhe der 
Anlage, sondern maßgeblich nach Standort, Raumnutzung und Vorbelastung.  

Gerade jagdlich erfahrene Praktiker wissen, dass technische Anlagen im Offenland, im 
Wald oder an Wald-Offenland-Kanten nicht nur direkte Kollisionsrisiken begründen 
können, sondern auch zu Kulissenwirkungen, Meidungsverhalten, Beunruhigung und 
funktionaler Entwertung von Teilhabitaten führen. Dies gilt insbesondere in 
strukturreichen Feldfluren, an Wildwechseln, in Übergangsräumen sowie in Bereichen 
mit bekannter Nutzung durch Greifvögel und Fledermäuse. Deshalb sollte die 
verfahrensrechtliche Herabstufung im Bauordnungsrecht nicht als fachliche 
Bagatellisierung missverstanden werden. Im kritischen Umfeld von Natura-2000-
Gebieten ist eine Genehmigung von Großanlagen zu hinterfragen oder zumindest 
naturschutzfachlich streng zu prüfen. 
 
Der Landesjagdverband Bayern fordert daher: „Die Anhebung der Sonderbaugrenze für 
Windenergieanlagen dient ausschließlich der bauordnungsrechtlichen 
Verfahrensvereinfachung. Die Erforderlichkeit standortbezogener Prüfungen nach  Natur-
, Arten-, Immissionsschutz- und sonstigem Fachrecht bleibt hiervon unberührt. Dies gilt 
insbesondere für Belange kollisionsgefährdeter Vogelarten, von Fledermäusen sowie 
störungssensibler Wildtiere. Den artenschutzrechtlichen Prüfungen von 
Windkraftanlagen im Wald und an der Wald-Offenlandkante ist besonderes Augenmerk 
zu schenken. Mit Nachdruck ist auf die Einhaltung einer Verträglichkeitsprüfung nach Art. 
6 FFH-RL hinzuweisen, wenn sich die Anlage auf Natura-2000-Gebiete und die Tierwelt im 
Umgriff dieser Gebiete auszuwirken droht. Es handelt sich um Projekte im Sinne des § 34 
Abs. 1 Satz 1 BNatSchG. Die Einhaltung der Erhaltungsziele darf nicht beeinträchtigt 
werden. Die standortbezogenen Prüfungen müssen die Auswirkungen des Vorhabens 
einschließlich aller hierfür erforderlichen Erschließungsmaßnahmen berücksichtigen. Dies 
umfasst mögliche Beeinträchtigungen durch den Bau selbst, Zufahrtswege und 
Wartungsarbeiten sowie sonstige Folgen der Erschließung, insbesondere eine erhöhte 
Störungswirkung auf Wildtiere sowie die ökologische Funktion ihrer Lebensräume.“ 

Eine solche Ergänzung wäre auch deshalb sachgerecht, weil sie den Ausbau erneuerbarer 
Energien nicht in Frage stellt, sondern seine standortverträgliche und akzeptanzfähige 
Umsetzung stärkt. 

 

V. Aufhebung des eigenständigen Erschließungsbegriffs: weniger Verwaltungsaufwand 
darf nicht mehr Nutzungsdruck im Außenbereich führen 

Die Aufhebung des bisherigen Art. 4 BayBO mit dem Ziel, den eigenständigen 
landesrechtlichen Erschließungsbegriff aufzugeben, wird im Entwurf mit Bürokratieabbau 
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begründet. Das ist nachvollziehbar. Aus Sicht von Jagd, Natur- und Landschaftsschutz 
muss jedoch vermieden werden, dass daraus mittelbar ein Signal erwächst, Fragen der 
räumlichen Einbindung, Erreichbarkeit und Folgewirkungen baulicher Nutzungen im 
Außen- oder Randbereich geringer zu gewichten.  

Denn zusätzliche Erschließungswirkungen bedeuten in der Praxis häufig mehr 
Fahrverkehr, mehr Störung, mehr Licht, mehr Einfriedung, mehr Freizeitdruck und 
letztlich mehr Belastung für Wildtiere und Lebensräume. Ich rege daher an, in der 
Begründung festzuhalten, dass mit der Vereinfachung keine Absenkung fachlicher 
Anforderungen an flächensparende Entwicklung, Freiraumschutz und 
naturschutzrechtlich relevante Eingriffe verbunden ist. 

VI. Konstruktive Schlussfolgerung 

Der Gesetzentwurf sollte nicht an seiner Grundrichtung gemessen werden, sondern an 
der Frage, ob er klug beschleunigt. Klug beschleunigt ein Gesetz dann, wenn es Bestand 
stärkt, Flächen schont, Verfahren vereinfacht und zugleich Konflikte mit Wildtieren, 
Artenvielfalt und Landschaftsräumen nicht verdrängt, sondern frühzeitig auffängt. 

Aus Sicht des Bayerischen Jagdverbandes sowie der Belange des Tier-, Arten-, Umwelt- 
und Naturschutzes lautet die zentrale Botschaft daher: Ja zur Wohnraumschaffung, ja 
zum Umbau im Bestand, ja zur Entbürokratisierung – aber nur mit einer klaren 
ökologischen Schutzklausel und mit rechtssicheren Leitplanken für Artenschutz, 
Wildtierbelange und Landschaftsschutz. Gerade dadurch wird der Entwurf nicht 
geschwächt, sondern belastbarer, konfliktärmer und in der Praxis erfolgreicher. 

Der Landesjagdverband Bayern fordert daher:, den Gesetzentwurf insbesondere in 
folgenden Punkten nachzubessern: 

1. Im Art. 4 BayBO muss ausdrücklich klargestellt werden, dass Natur-, Arten-, Tier- 
und sonstige Fachschutzbelange unberührt bleiben.  

2. Die Erleichterungen für Bestandsumbauten werden mit einem klaren Hinweis auf 
gebäudebewohnende Arten verknüpft.  

3. Bei Genehmigungsfreistellung und Genehmigungsfiktion wird ausgeschlossen oder 
jedenfalls vollzuglich abgesichert, dass fachrechtlich offene Naturschutz- und 
Artenschutzfragen durch bloßen Fristablauf überholt werden.  

4. Bei Windenergieanlagen bis 50 m wird unmissverständlich hervorgehoben, dass die 
bauordnungsrechtliche Vereinfachung keinerlei ökologische Bagatellisierung 
bedeutet.  

 
Der Landesjagdverband Bayern befürwortet Regelungen, die zur besseren Nutzung von 
bestehenden Bauten führen. Diese dürfen aber keinesfalls ökologische Schutzstandards 
und Wildtierbelange im Natur- und Artenschutz einschränken. 
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Im Auftrag des Präsidiums des Landesjagdverbandes Bayern  
 
 
Dr. Joachim Reddemann 
Landesjagdverband Bayern - Bayerischer Jagdverband e. V. (BJV) 
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